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Beklagten und Revisionsklägers7

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 120 März 1958

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil
des Hessischen Landessozialgerichts vom 70 Ok—
tober 1955 aufgehobenü

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Fulda vom 18; Oktober 1954 wird
mit der Maßgabe zurückgewiesen‚ daß der Beklag—
te verpflichtet wird, dem Kläger über die Bewil—
ligung der Waisenrente vom 10 Dezember 1953 an
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats
einen Bescheid zu erteilen„

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtli—
chen Kosten des Verfahrens zu erstatten„
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Der
am 260 Juli 1955 geborene Kläger war vom 1„ Dezember 1951

an in Ahl? Kreis Schlüchtern, in einer landwirtschaftlichen

Lehre; diese endete am 500 November 1953; seit 1° Januar

1952 erhielt er von der Landesversicherungsanstalt (LVAO)
Hessen Waisenrente aus der Angestelltenversicherung seines

Vaterso Durch Bescheid vom 60 Juli 1953 bewilligtc das Ver—
sorgungsamt (Versorng) Fulda nach dem Bundesversorgungsge—

setz (BVG) der Mutter des Klägers vom 1° April 1953 an
Witwengrundrente, dem Kläger Waisengrundrentea Die Waisen—

grundrente des Klägers wurde bis zum Ende der Lehrzeit am
30„ November 1953 befristet°

Am 51„ Juli 1955 — mit Vollendung des 18„ Lebensjahres » kam
die Waisenrente des Klägers aus der Angestelltenversicherung
seines Vaters in Wegfall; der Kläger, damals noch gesetzlich

Vertreten durch seine Mutter? beantragte deshalb am 120
_

August 1955 beim VersorgA° Fulda9 " ab 1„ August 1955 die

Waisenrente zu übernehmen"; er gab an, er strebe den Beruf

eines "staatlich geprüften Landwirts", möglicherweise eines
"Diplomlandwirts" an, nach Beendigung einer zweijährigen
Lehrzeit müsse er zunächst vom 10 November 1955 bis 310 März

1954 die Landwirtschaftsschule besuchen, vom 1° April 1954

an wieder praktisch tätig sein, im Winter 1954/1955 erneut

auf die Landwirtschaftssehule und dann für ein Jahr auf die
höhere Landbauschule gehen; er beanspruche deshalb die Wai—
senrente‚ bis er entweder seine Ausbildung oder das 240 Le—

bensjahr vollendet habe„ Durch Bescheid vom 5„ November 1955

lehnte das VersorgA° Fulda "nach freiem pflichtgemäßen Er—
messen" die Waisenrente für die Dauer des Besuchs der Land—

wirtschaftsschule ab; 5 45 Abs„ 3 Satz 2 BVG lasse auch als

"Kannleistung" die Gewährung von Waisenrente bis zum vollen—

daten 24? Lebensjahr nur dann zu, wenn die Weise "bei Voll—

endung des 18„ Lebensjahres" die Schulausbildung noch nicht
beendet habe; der Kläger habe aber schon am 250 Juli 1955

„3-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_31_

das 18° Lebensjahr vollendet und wolle die Schulausbildung

erst am 1„ November 1953 beginn n° Der Kläger legte Beruf

fung ein und brachte vor,

seineFAusbildung

sei nach Been—

digung der zweijährigen Lehre noch nicht beendet gewesen,

der Besuch der
Landwirtschaftssbhule

gehöre unbedingt zu
seiner Berufsausbildung, es handele sich nicht etwa um den

Beginn einer neuen Ausbildung; die Land— und Forstwirtschafts—

kammer Hessen—Nassau bestätigte, die Lehrzeit des Klägers

dauere drei Jahre, der Kläger beabsichtige, das 30 Lehr—

jahr in einem anderen Betrieb abzuleisten, die höhere

Landbauschule wolle er erst nach der Landwirtschaftsprüfung

und nach der Landwirtschaftsschulc besuchen, seine Ausbil—

dung sei auch nach Ablegung der Landwirtschaftsprüfung

noch nicht beendet° Durch Urteil
vom 18, Oktober 1954 än—

derte das Sozialgericht (SG„) Fulda, auf das die Sache mit

demInkrafttreten desSozialgerichtsgesetzes(see) am1„
Januar 1954 als Klage übergegangen war, den Bescheid vom
4, November 1953 (muß richtig heißen 3„ November 1953) ab

und verurteilte den Beklagten "zur Zahlung der Waisenrente

in gesetzlicher Höhe bis zur Vollendung der Berufsausbil—

dung bzw° des 24„ Lebensjahres", Der Besuch der Landwirt—

schaftsschule bedeute lediglich einen Abschnitt in der Be—

rufsausbildung des Klägers und sei nicht losgclöst von dem

von ihm angestrebten Berufsziel zu betrachten„ Das Urteil

sei nach @ 148 Nr, 2 SGG
unanfec‘:htbar°

Gegen dieses Urteil
legte der Beklagte am 150 November 1954 Berufung ein, das

Hessische Landessozialgericht (BSG0)
verwarf die Berufung

durch Urteil vom 7„ Oktober 1955 nach 5 148 Nr„ 2 SGG als

unzulässig: Das Urteil des SG° betreffe lediglich das Ende
der Versorgung, das der Beklagte mit dem angefochtenen Be—

scheid auf 30, November 1953 festgesetzt habe; dies gelte

auch insoweit, als das SG, den Beklagten zu Leistungen über

diesen Zeitpunkt hinaus verurteilt habe, auch das SG° habe

das Ende der Versorgung mit deriVollendung der Berufsaus—

bildung bzw„ des 24() Lebensjahres festgesetzt; wenn der Be—

klagte rüge, daß er vom SG„ zu'éiner Leistung verurteilt

werden sei, die nach dem Gesetz im Ermessen des Beklagten
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liege, so beanstande er nicht einen Mangel im Verfahren des

SG„ sondern nur in dem Inhalt des Urteils, die Berufung sei

daher auch nicht nach @ 150 Nr, 2 SGG statthaft, Das Urteil

wurde dem Beklagten am 51, Oktober 1955 zugestellt,

Am 29, November 1955 legte der Beklagte Revision ein; gleich—

zeitig begründete er sie: Das Urteil des LSG° leide an einem

wesentlichen Mangel des Verfahrens, das LSG° habe zu Unrecht

die Berufung als unzulässig angesehen, um das "Ende" der Ver—
lsorgung im Sinne von 5 148 Nr, 2 SGG handele es sich nicht,

wenn zwar Rente nur für einen nach Anfang und Ende bestimmten

Zeitraum beantragt sei, der Versorgungsträger aber Rente für
diesen Zeitraum EEE£EEBEÄ nicht gewähren wolle; das LSG° habe

auch zu Unrecht den mit der Berufung vom Beklagten gerügten

Mangel des Verfahrens des SG° verneint; der Beklagte bean—
tragte,

das Urteil des LSG° vom 70 Oktober 1955 aufzuheben und,

die Sache an das LSG, zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

II°

1„ Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt; sie ist

nach % 162 Abs° 1 Nr, 2 see auch statthaft„ Der Beklagte hat
mit Recht gerügta das Urteil des LSG° leide an einem wesent—

lichen Mangel des Verfahrens, '

Das LSG° hat die Berufung des Beklagten als unzulässig ver—
‚worfen, weil es davon ausgegangen ist, das Urteil des SG„
betreffe das Ende der Versorgung des Klägers (@ 148 Nr() 2
see), Dies trifft jedoch nicht zu° Der Beklagte hat demKlä—
ger durch den BeSCheid vom 6° Juli 1953 Waisenrente bewilligt°
Dieser Bescheid ist ein den Kläger begünstigender Verwaltungs—
akt (VA,) mit Dauerwirkung gewesen, der Beklagte hat aber die
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"Dauer" der Waisenrente von vor herein in diggem Bescheid
bis 30, November 1953 befristet, die Wirkung des Bescheids

ist mit diesem Zeitpunkt
beendet

gewesen; das "Ende der Ver—

sorgung", das im Bescheid vom 6, Juli 1953 bestimmt worden

ist, ist nicht im Streit gewese., das Urteil des SGQ betrifft

also nicht diesen Bescheid und damit auch nicht das "Ende der

Versorgung" im Sinne von 5 148 Ür° 2 SGG° Das Urteil des SG„

betrifft vielmehr gllgin den Bepcheid vom 30 November 1953;

in diesem Bescheid ist über einen ngygn Sachverhalt, nämlich
darüber entschieden worden, ob der Kläger auf Grund seines

Antrags vom 12„ August 1953 für die Zeit nggh dem 300 Novem—
ber 1953 Waisenrente zu beansprpchen hat, Der Beklagte hat

für diese Zeit den Anspruch des Klägers 933_Grunde 3333 ver—
neint9 er ist der Auffassung gewesen, die Voraussetzungen,

unter denen er nach 5 45 Abs° 3 Satz 2 BVG die Waisenrente

auch für die Zeit, in der der Kläger die Landwirtschaftsschu—

le besuche, gewähren 39333, seien nicht gegeben; auch inso—

weit ist zwar — wie bei jeder Entscheidung über einen Ver—

sorgungsanspruch — über den Beginn und das Ende dieser Ver—

sorgung zu entscheiden gewesen,‘weil alle wiederkehrenden

Leistungen zeitlich begrenzt sind, Wie aber das Bundesso—

zielgericht (ssc„) bereits entshhieden hat (BSG, 3 s„ 217
ff„ 12227), kann diese buchstäbliche Auslegung des 5 148
Nr„ 2 SGG den wirklichen Sinn dPeser Bestimmung nicht tref—
fen; die Zulässigkeit der Berufung soll durch @ 148 Nr, 2

SGG nur in den Fällen eingeschr@nkt werden, in denen der

Versorgungsanspruch "an sich" nicht streitig ist, sondern

ng; der Beginn oder das Ende des unstreitigen Anspruchs°

Im vorliegenden Fall hat das SG} darüber entscheiden müssen,

ob der Beklagte vom 1° Dezember11953 an dem Kläger Waisen-

rente zu gewähren hat, diesen Anspruch hat der Beklagte be—

stritten, es hat sich also nich@ nur um den Beginn oder das

Ende eines unstreitigen Versorgungsanspruchs gehandelt, Die

Statthaftigkeit der Berufung is■ nicht durch 5 148 Nr° 2

SGG ausgeschlossen gewesen, das LSG, hat die Berufung —
die form— und fristgerecht eingelegt worden ist — nicht als

unzulässig verwerfen dürfen, sdndern es hat eine Sachent—
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scheidung treffen müssen° Das LSG° hat sonach @ 158 Abs, 1

SGG unrichtig angewandt, Die Revision ist deshalb zulässig°

20 Die Revision ist auch begründet° Das angefochtene Urteil

beruht auf dem gerügten Mangel in dem Verfahren des LSG,;

es ist deshalb aufzuheben° Da die Sache entscheidungsreif

ist, kann der Senat über die Berufung des Beklagten selbst

entscheiden,

Der Kläger hat am 250 Juli 1955 das 18° Lebensjahr vollendet°
In dem Bescheid vom 6° Juli 1955 ist die Waisengrundrente

auch über die Vollendung des 18„ Lebensjahres hinaus noch

bis zum 30„ November 1953 bewilligt Worden; den Antrag des

Klägers vom 12° August 1953, ihm "Waisenrente" — also Grund—

rente und gegebenenfalls Ausgleichsrente — auch vom 10 Dezeme

ber 1953 an zu gewähren, hat der Beklagte zu Unrecht mit der

Begründung abgelehnt, der Kläger habe die Ausbildung in der

Landwirtschaftsschule erst gggh Vollendung des 180 Lebens—
jahres begonnen, @ 45 Abs° 5 Satz 2 BVG verlange aber, daß

die Schulausbildung 393 dem 18, Lebensjahr begonnen worden

sei, Dabei hat der Beklagte verkannt, daß die Ausbildung in

der Landwirtschaftsschule nur ein Teil der Bg;g£gausbildung
des Klägers ist; dies ergibt sich aus der Bestätigung der

Land— und Forstwirtschaftskammer Hessen—Nassau und aus den
vDarlegungen des Klägers über das Ziel seiner beruflichen

Ausbildung, gegen die der Beklagte Einwände nicht erhoben

hat; die Berufsausbildung des Klägers besteht aus der prak—

tischen Ausbildung durch die Lehre 229 aus dem Schulbesuch,

ohne den der Kläger sein Berufsziel nicht erreichen kann,

es handelt sich nicht etwa um zwei voneinander zu trennende

Ausbildungsmöglichkeiten° Diese Bg;g£gausbildung hat der
Kläger aber schon vor Vollendung seines 18° Lebensjahres

begonnen gehabt; sie ist auch bei Vollendung des 180 Lebens—

jahres noch nicht beendet gewesen; der Beklagte hat dies

selbst dadurch anerkannt, daß er dem Kläger die Waisenrente

für die Dauer der praktischen Lehre in dem Bescheid vom 6,

Juli 1955 auch noch über die Vollendung des 18, Lebensjahres
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hinaus gewährt hat; für den an die Lehrzeit unmittelbar an—
schließenden Schulbesuch ist der Sachverhalt nicht anders

zu‘beurteilen„

Nach 5 45 Abs„ 3 Satz 2 BVG “kann" Waisenrente bis zur
Vollendung des 24° Lebensjahres gewährt werden, wenn die

Schul— oder Berufsausbildung b i Vollendung des 180 Le—

bensjahres noch nicht beendet ist; die Versorgungsverwal—

tung ist insoweit ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu han—

delno In solchen Fällen dürfen die Gerichte, auch wenn sie

den ablehnenden Bescheid nichtlfür begründet halten‚ die

q
Verwaltung in der Regel nicht zur Leistung verurteilen;

sie dürfen nicht ihr eigenes Ehmessen an die Stelle des

Ermessens der Verwaltung setzen (BSG° 2 8° 142 ff„ [T48‚

1437; s..27716312827;4 s„ 1140ff„ 546, 1417)„Liegt
allerdings der Sachverhalt so, daß bei richtiger Ausübung

des Ermessens nur ging Entscheidung möglich ist und jede
andere Entscheidung einen Ermessensfchler im Sinne von 5 54

Abs„ 2 Satz 2 SGG enthält, für1die Anwendung des Verwal—

tungsermessens in einem anderen Sinne also überhaupt kein

Raum ist, dann ist es möglich,idie strittige "Kann—Leistung"

zuzuerkennen (BSG° 2 S0 149; 5 S0 238 ffo 12427; Brackmann,
Handbuch der Sozialversicherung, So 248 g mit weiteren Hin—
weisen)o So ist es hier; der Beklagte darf, wenn er sein

Ermessen pflichtgemäß handhabt„ die Waisengrundrente für

die Dauer des Schulbesuchs und bis zur Vollendung der be—

gonnenen Berufsausbildung nicht ablehnen; er hat nicht der—

getan‚ daß er in anderen Fällen, in denen es sich um eine

Berufsausbildung über das vollendete 18° Lebensjahr hinaus

gehandelt hat, die Waisengrundrente im Rahmen seines Ermes—

sens verweigert habe; er hat dem Kläger auch für die Zeit9

für die er eine Berufsausbildung im Sinne des BVG angenommen
hat, über das 18„ Lebensjahr hinaus Waisenrente gezahlt„ Im

Ergebnis hat daher das SG„ deniAnspruch des Klägers auf Wai—

senrente über das 18„ Lebensjahr hinaus mit Recht für be-

gründet erachteto

Klarzustellen ist indes der Tenor des Urteils des SG„ Der

Kläger hat nicht eine Leistung im Sinne von 5 54 Abs„ 4 SGG
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begehrt, er hat nicht "neben der Aufhebung des VA„ gleich—

zeitig die Leistung Verlangt"; er hat im Verfahren vor dem'

SG° beantragt, den Bescheid vom 40 November 1953 aufzuheben

und ihm "Waisenrente nach Maßgabe des Gesetzes zu gewähren"()

An die "Fassung" der Anträge sind die Sozialgerichte nicht

gebunden (@ 123 SGG); wie im Zivilprozeßrecht, so ist auch
im sozialgerichtlichen Verfahren der Sinn undeutlicher An—

träge durch Auslegung klärzustellen (Stein—Jonas, ZPO‚ 189
Auflo, Anm„ III 2 a zu @ 253 ZPO)° Bei sachgemäßer Auslegung

muß der Antrag des Klägers in seinem Interesse dahin verstan—

den werden9 daß er eine Aufhebungsklage in Verbindung mit

einer Verpflichtungsklage im Sinne von 5 54 Abs° 1 SGGerho—
ben hat; um eine Aufhebungsklage in Verbindung mit einer

Leistungsklage im Sinne des @ 54 Abs° 4 SéG kann es sich im
vorliegenden Fall schon deshalb nicht handeln, weil der Klä—

ger die begehrte Leistung der Höhe nach nicht beziffert hat

339 weil sein Begehren nicht auf eine "Leistung" gerichtet

ist‚ "auf die ein Rechtsanspruch besteht" (BSG° 5 So 60 ff°

1337; Haueisen, NJW° 1957 S° 1658; Buehwitz in "Arbeit9 Beruf
und Arbeitslosenhilfe" 1957 5° 286 unter II; auch Dithmar‚

NJW„ 1958 So 168 fo geht davon aus, daß die Leistungsklage

des 5 54 Abso 4 SGGeinen ziffernmäßig bestimmten Antrag
voraussetzt)° Das SG° hat deshalb den Beklagten nicht zur

"Zahlung von Waisenrente in gesetzlicher Höhe bis zur Voll—

endung der Berufsausbildung bzw„ des 240 Lebensjahres" ver—

urteilen dürfen, vielmehr hat es ihn zur Erteilung eines

ngcheids über die Bewilligung der Waisenrente vom 10 Dezeme

ber 1953 an verurteilen müssen; 5 131 Abs° 2 SGG ist in dem

Fall, in dem sich die Aufhebungs— und Verpflichtungeklagé

nicht gegen einen "abgelehnten Verwaltungsakt", sondern ge—

gen einen ablehnenden Verwaltungsakt richtet, entsprechend

anzuwenden° Die prozeßrechtlichen Gesichtspunkte7 die dem

5 131 Abs° 2 SGG zugrunde liegen, treffen im sbzialgericht—

lichen Verfahren wie in der allgemeinen Verwaltungsgerichts—

barkeit (vglo @@79 Abs„ 3 VGG‚ 75 Abs° 3 MRVO165 und 114
Abs„ 4 des Entwurfs der bundeseinheitlichen VGO, Drucksache

'55, 30 Wahlperiode) auf beide Fälle zu; der Begriff "abge—

lehnter Verwaltungsakt” ist im SGG nicht immer im gleichen
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Sinne gebraucht (vg1„ Hauck,NJWÄ1958s„ 327 ff ); jede Vorschrift,\

die diesen Begriff verwendet, ist für sich zu beurteilen°

Das Urteil des SG„ ist deshalb nicht aufzuheben, es ist nur der

Tenor des Urteils anders zu fassen° Der Beklagte ist zu verurtei—

len, dem Kläger über die Gewährung von Waisenrente vom 1„ Dezem—

ber 1953 an (bis 30° November
19‘3

ist die Rente bereits durch den

Bescheid vom 60 Juli 1953 bewilligt) einen Bescheid zu erteilen;

dabei ist der Beklagte, ebenso wie dies für den Fall der Verurtei—

lung zum Erlaß eines unterlassenen VA„ in 5 131 Abs° 3 SGG vorge-

sehen ist9 an die Rechtsauffassung des Senats gebunden (vglo hier—

zu BSGO 3 S" 180 ff„ LT917) ;
mij

dieser ÜaBgabe ist die Berufung

des Beklagten gegen das Urteil d s SG° zurückzuweisen° Der Beklag—

te wird bei Erlaß des neuen Bescheids noch zu prüfen haben, wieweit

_beim Kläger für die Zeit vom 10 Dezember 1953 an die Voraussetzun—

gen nicht nur für die Grundrente, sondern auch für die Waisenaus—

gleiehsrente gegeben sind„

Die Entscheidung über die Kosten1beruht auf 9 195 see°
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